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I.  Abschnitt. 

Völkerrechtliche  Wirkungen  von  Gebiets- 
veränderungen. 

Staatsgewalt  hat  zwei  Seiten,  Personal-  und  Gebiets- 
hoheit. Erstere  gibt  dem  Staate  das  Recht,  sämtliche  Per- 
sonen seiner  Staatshoheit  zu  unterwerfen,  die  seine  Gebiets- 
hoheit örtlich  umfasst.  Diese  kann  er  grundsätzlich  beliebig 
ausdehnen.  Die  Reibungen,  die  die  widerstreitenden  Gebiets- 
hoheitswünsche der  verschiedenen  Staaten  auslösen  müssen, 
ist  das  Völkerrecht  zu  lösen  berufen. 

Dabei  geht  es  davon  aus,  daß  die  Staaten  souverän  und 
in  ihrem  Gebiet  unverletzlich  sind,  solange  sie  noch  die  zur 
Staatenbildung  notwendigen  Voraussetzungen:  ,,Land,  Herr- 
schaft, Volk"  aufweisen.  Fällt  eines  dieser  Momente  fort, 
so  hört  der  betreffende  Staat  auf,  Glied  der  Völkerrechtsge- 
meinschaft zu  sein,  genau  wie  der  verstorbende  Mensch  auf- 
hört, Rechtssubjekt  zu  sein.  Dann  aber  kann  er  die  anderen 
Staaten  auch  nicht  mehr  hindern,  ihre  Gebietshoheit  nach 
Belieben  auch  über  sein  Gebiet  auszudehnen  und  damit  gleich- 
zeitig seine  Bewohner  ihrer  Gebietshoheit  zu  unterwerfen. 

Ist  nun  gegenüber  diesen  allgemeinen  Völkerrechtssätzen 
zu  einer  Veränderung  der  Länderlage  die  Zustimmung  der 
Bevölkerung  nötig?  Das  soll  in  den  folgenden  Abschnitten 
untersucht  werden. 

IL  Abschnitt. 
Die  Option. 

Ursprünglich  gilt  Land  mit  Bewohnern  als  Eigentum 
des  Landesherrn.  Erste  Durchbrechung  dieses  Grundsatzes 
aus  konfessionellen  Gründen:  Abwanderungsrecht,  dann 
allgemeines  Abwanderungsrecht  aus  dem  Bestreben  des  Fürs- 
ten, seine  getreuen  Untertanen  vor  einer  Bestrafung 
wegen  ihrer  ihm  im  Kampfe  erwiesenen  Treue  durch  den 
neuen  Landesherrn  zu  bewahren.  Daraus  entwickelt  sich  dann 
die  Option,  d.  h.  die  Befugnis,  den  durch  die  Abtretung  eines 
Gebietes  hervorgerufenen  Wechel  der  Staatsangehörigkeit 
(St  A.)  durch  eine  Erklärung  dahin  aufzuheben,  daß  man  im 
alten  Staatsverbande  zu  verbleiben  wünsche. 

Die  Option  soll  im  Interesse  des  Einzelnen  die  Härte 
der  St.A. -Wechsel   mildern.    Sie  hat  rückwirkende  Kraft. 
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Grundsätzlich  optionsberechtigt  alle  im  abgetretenen  Gebiete 
wohnenden  Personen  (Wohnsitz  -  Grundsatz),  ohne  daß  ausge- 
schlossen wäre,  daß  im  Einzelfalle  aus  Zwekmäßigkeitsgründen 
auch  andere  Kreise,  etwa  die  Gebürtigen  (Abstammungsgrund- 
satz), für  optionsberechtigt  erklärt  werden.  Optionsberechti- 
gung grundsätzlich  sämtlichen  Bewohnern  ohne  Rücksicht 
auf  Verdienste,  Alter  und  Geschlecht,  soweit  mit  der  Abgabe 
einer  überhaupt  nur  irgend  beachtlichen  Stimme  zu  rechnen 
ist.  Beeinflussung  durch  Einführung  eines  Zwangsverkaufs 
oder  Auswanderungszwanges  (mit  oder  ohne  Rückkehrverbot) 
nur  in  ganz  besonderen  Ausnahmefällen  aus  Gründen  einer 
unabwendbaren  Staatsnowendigkeit  für  den  Erwerbsstaat  zu 
rechtfertigen.  Optionsfrist  möglichst  kalendermäßig  zu  be- 
stimmen, zweckmäßige  Frist  2  Jahre. 

Geschichtlicher  Ueberblick  über  Optionsregelungen. 

(Reichsabschied  1530,  §  62;  Religionsfrieden  1555,  §  64; 
Westf.  Frieden  Art.  V  §  36). 

Friede  von  Ryswick,  1697,  Art.  27;  Utrecht  1713,  Art. 
14;  Breslau  1742,  Art.  4;  Hubertusburg  Art.  VIII  und  X; 
Ellison  27.  VIII.  1785,  Art.  7. 

Aus  der  Napoleonischen  Zeit  nur  Campoformio  17.  X.  97, 
Art.  9;  Verträge  betr.  Mühlhausen  und  Genf  vom  28.1.97; 
Art.  3  und  vom  26.  IV.  98,  Art.  6  (vergl.  dagegen  insbeson- 
dere das  freiheitfeindliche  Kaiserliche  Dekret  vom  6  IV.  1809). 

Oesterr.-Ruß.  Grenzvertrag  3.  V.  1815;  Grenzregulierungs- 
vertrag  20. XI.  1797,  Art.  7.  Vertrag  betr.  Florida  20.  II  1819; 
London  15.  XL  1831;  Hoil.-Belg.  Vertrag  19.  IV.  1839;  Pariser 
Friede  30.  III.  1856,  Art,  21;  Zürich  27.  XI.  1859;  Turin  mit 
Pariser  Nachtragskonvention  30.  VI  11.1860;  Pariser  Vertrag 
2.  II.  1861;  Deppentalvertrag  8.  XII.  1802,  Art.  3. 

Wiener  Vertrag  30.  X.  1864,  Art.  7;  Wiener  Friede  3.  X. 
1866,  Art.  14/6;  Frankfurter  Friede  mit  Nachtragskonvention 
11.  XII.  1871;  Vertrag  betr.  St.  Barthelemy  10.  VIII.  1877: 
Helgoländer  Vertrag  1.7.1890;  Friede  von  Simonoseki  17. 
4.1895,  Art.  5;  Griechisch-Türkischer  Friede  4.  XII  1897, 
Art.  7:  Pariser  Friede  10. XII  1898,  Art.  9;  Deutsch-Däni- 
scher Optantenvertrag  11.1.  1907;  Oesterr.-Türk.  Abkommen 
betr.  Bosnien  6.  Ii.  1809,  Art.  3. 

Londoner  Friede  30.  V.  1913,  Art.  7;  Konstantinopel  16/29 
XII.  1913,  Art.  7  und  1/14.  III.  14,  Art.  4;  Athen  1/14.  XI. 
1813;  Deutsch -Französ.  Abkommen  betr.  Aequatorial- Afrika 
4.  XI.  1911  mit  Uebereinkunft  vom  2.  II.  1912. 

Friede  von  Versailles:  Art.  36/7,  84/5,  105/6.  112/3 
(Keine  Option  für  Moresnet,  Art.  36,  Kolonien  Art.  118/27; 
Elsaß- Lothringen  Art.  53;  Memel  Art.  99). 

Friede  von  St.  Germain,  Art.  70/83. 
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Völkerrechtliche  Beurteilung  der  Lehre. 
Wenn  auch  der  Friede  von  Versailles  und  von  St.  Ger- 
main den  Optionsgedanken  stellenweise  dem  Bestreben  opfert, 
das  den  Alliierten  gefährlich  erscheinende  Deutschtum  zu 
schwächen,  so  ist  doch,  wie  die  andauernde  Gewährung  der 
Optionsbefugnis,  selbst  in  so  haßgeschwängerten  Zeiten,  wie 
denen  des  Weltkriegs,  zeigt,  der  Option  eine  gewohnheits- 
rechtliche Kraft  zuzusprechen. 

III.  Abschnitt. 
Das  Plebiszit. 

Die  These,  daß  Abtretungen  von  Landgebieten  nur  mit 
Zustimmung  der  Mehrheit  der  Bevölkerung  des  Abtretungs- 
gebietes in  völkerrechtlich  wirksamer  Weise  erfolgen  können 
(Plebiszit),  entwickelt  sich  aus  Rousseau's  Lehre  vom  contrat 
social  und  wird  benutzt  zur  Begründung  der  Angliederungen 
in  der  französischen  Revolutionszeit.  Avignon  und  Venaisson 
(15.  9.  1791)  usw. 

Dann  findet  das  Plebiszit  erst  in  der  Zeit  Napoleons  III 
wieder  Anwendung  in  den  folgenden  Fällen:  Nizza  und 
Savoyen  (24.  III.  1860.),  Nordschleswig  (1866),  Parma,  Mo- 
dena  und  Romagne  (1866),  Kirchenstaat  1870.  Im  Falle  von 
Nizza  und  Schleswig  dient  sie  zur  Beschönigung  politischer 
Ziele  im  Falle  der  süditalienischen  Gebiete  zur  Rechtfertigung 
an  sich  rechtswidriger  Annexion  von  Gebieten,  mit  denen  das 
annektierende  Königreich  von  Savoyen  im  Friedenszustand 
lebte. 

Abermalige  Anwendung  findet  das  Plebiszit  dann  bei  der 
Angliederung  der  Insel  St.  Barthelemy.  Ausdrücklich  von  der 
englischen  Regierung  abgelehnt  wird  dagegen  das  Plebiszit 
bei  der  Abtretung  von  Helgoland  1890. 

Der  Friede  von  Brest-Litowsk  3.  III.  1918  weist  kein 
Plebiszit  auf,  da  die  Entscheidungen  durch  die  Landesorgane, 
nicht  durch  Abstimmung  getroffen  werden  sollten. 

Im  Frieden  von  Versailles  ist  ein  Plebiszit  nur  für  Schles- 
wig (Art.  109)  vorgesehen.  Im  übrigen  nimmt  er  keine 
Rücksicht  auf  den  Volkswillen  bei  Moresnet,  Elsaß -Lothrin- 
gen, Südschlesien  Westpreußen -Posen,  Danzig,  Memel  und 
den  Kolonien;  aber  auch  nicht  bei  Eupen  und  Malmedy, 
Ostpreußen,  Oberschlesien  und  dem  Saargebiet,  da  hier  nicht 
der  Abstimmungswille,  sondern  der  Feindbund  selbst,  teil- 
weise in  Gestalt  des  sog.  Völkerbundes,  entscheidet. 

Friede  von  St.  Germain  gewährt  ein  Plebiszit  nur  für 
Kärnten.  Das  rein  deutsche  Burgenland  wird  dagegen  unter 
der  Maske  eines  Schein -Plebiszits  aus  politischen  Gründen 
den  Madjaren  zuerkannt. 
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Kritik  der  Lehre. 

Die  Völkerrechtsgemeinschaft  hat  bei  den  Friedensschlüs- 
sen 1919  gezeigt,  daß  das  Plebiszit  nur  ein  politisches  Mittel, 
dem  Gegner  Abbruch  zu  tun,  ist,  nicht  etwa  ein  völkerrecht- 
licher Satz.  Das  Plebiszit  ist  aber  auch  theoretisch  unhaltbar. 
Abgetreten  werden  nicht  Land  und  Leute,  so  daß  diese  un- 
mittelbar auch  nicht  betroffen  werden.  Vielmehr  gibt  das 
Staatsganze  einen  Teil  seiner  Gebietshoheit  auf,  und  diesem 
Staatsakte  müssen  sich  alle  Teile  des  Staates  fügen,  ebenso 
wie  etwa  einem  Steuergesetze,  das  nur  einen  Staatsteil  trifft. 
Ferner  aber  ist  nicht  ersichtlich,  inwiefern  gerade  die  unbe- 
dingte Mehrheit  bestimmend  wirken  soll.  Warum  nicht  zum 
mindesten,  wie  doch  allgemein  schon  bei  den  bei  weitem 
nicht  so  schwerwiegenden  Verfassungsänderungen,  eine  ver- 
stärkte Mehrheit? 

Das  Völkerrecht  muß  dem  Plebiszit  aber  auch  schon 
deswegen  die  Anerkennung  versagen,  weil  es  letzten  Endes 
kriegschaffend  wirkt.  Denn  wenn  keine  Gefahr  mehr  besteht, 
daß  ein  kriegslüstner  Staat  in  einem  Kriege  untergehen  kann, 
dann  muß  das  geradezu  anreizend  wirken,  daß  unruhige  Staa- 
ten innere  Schwierigkeiten  durch  einen  Ueberfall  auf  ihre 
Nachbarn  ablenken.  Anderseits  muß  das  Plebiszit  zu  einer 
Auflösung  der  Staatengemeinschaft  führen,  da  kein  Staat 
sicher  wäre  vor  Abstimmungswünschen  von  Bevölkerungs- 
gruppen, und  schon  dem  könnte  das  von  der  grundsätzlichen 
Unverletzlichkeit  der  Staaten  ausgehende  Völkerrecht  nicht 
zustimmen. 

Im  übrigen  wirkt  das  Plebiszit  freiheitsfeindlich:  Majori- 
sierung  der  Minderheiten,  kein  Rechtsmittel  gegen  Abstim- 
mungsbetrug. Unmöglichkeit  klarer,  nicht  zu  entstellender 
Fragestellung  und  damit  Unmöglichkeit,  daß  der  einzelne 
Abstimmende  volle  Klarheit  über  die  Bedeutung  und  Trag- 
weite der  Fragen  gewänne. 

Schlußfolgerung:  Das  Plebiszit  ist  weder  von  der  völker- 
rechtlichen Uebung  anerkannt  noch  auch  theoretisch  haltbar. 

IV.  Abschnitt. 

Das  Selbstbestimmungsrecht  als  Mitwirkung  der  ört- 
lichen Organe  des  abgetretenen  Gebietes  (Gebiets- 
vertretungslehre) 
beruht,  wie  das  Plebiszit,  auf  der  Anschauung  der  Sou- 
veränität des  Volkes,  und  leidet  an  den  gleichen  Schwächen. 
Es  ist  bisher  nur  bei  der  Vereinigung  der  Jonischen  Inseln 
mit  Griechenland  und  im  Vertrage  von  Brest  -Litowsk  vom 
3.  III  1918  zur  Anwendung  gekommen,  so  daß  diese  Lehre 
sich  jedenfalls  noch  nicht  zu  einem  völkerrechtlichen  Ge- 
wohnheitssatze  —  abgesehen  von  ihren  Schwächen  —  hat 
entwickeln  können. 
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V.  Abschnitt. 

Das  Selbstbestimmungsrecht  als  Erfordernis  der  Mit- 
wirkung der  verfassungsmäßigen  Organe  des  abtre- 
tenden Staates 
ist  eine  reine  staatsrechtliche  Frage,  die  außerhalb  des 
Rahmens  einer  völkerrechtlichen  Bedeutung  steht.  Für  das 
Völkerrecht  sind  Abtretungserklärungen  der  Regierung  eines 
Landes  auch  dann  wirksam,  wenn  diese  Erlärung  staatsrecht- 
lich unbefugt  abgegeben  worden  war. 

VI.  Abschnitt. 

Zusammenfassende  Kritik  des  Selbstbe Stimmung s 
rechtes  der  Völker. 
Das  Plebiszit  und  die  Gebietsvertretungslehre,  die  die 
Entscheidung  der  Staatswahl  der  Gesamtheit  der  abzutreten- 
den Bevölkerung  überlassen,  entsprechen  nicht  den  Erforder- 
nissen eines  Völkerrechtssatzes,  sind  auch  ethisch  dem  Op- 
tionsgedanken nicht  gewachsen,  der  seinerseits  die  Staatswahl 
dem  Einzelnen  überläßt  und  dabei  auf  die  völkerrechtlichen 
Notwendigkeiten  Rücksicht  nimmt.  Gleichwohl  liegt  dem 
Plebiszit  das  unbestimmte  Fühlen  zu  Grunde,  daß  das  Völker- 
recht mit  seiner  Nichtberücksichtigung  des  Individuums  Un- 
billigkeiten beim  Gebietswechsel  auslöst.  Diese  sind  jedoch 
zu  heben  dadurch,  daß  das  Völkerrecht  den  Optionsgedanken 
in  seiner  reinen  Form  zum  allgemein  geltenden  Rechtsatze 
erhebt:  Option  ohne  jeden  Auswanderungs- oder  Verkaufs- 
zwang. Dann  wird  das  erreicht,  was  das  inhaltlose  Schlagwort 
vom  Selbstbestimmungsrecht  der  Völker  vorgaukelt:  Dann 
wird  das  Recht  der  Macht  durch  die  Macht  des  Rechts  ersetzt. 
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